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seits	 einen	besonderen	Status	durch	 ihre	Befreiung	 von	der	 Einkommenssteuer	 sowie	 von	
Sozialversicherungsbeiträgen	erhalten.	Gerechtfertigt	wurde	der	 Sonderstatus	ursprünglich	
mit	 der	 nur	 geringen	 Erwerbsorientierung	 verheirateter	 Frauen,	 für	 die	 im	 traditionellen	
deutschen	Familienmodell	allenfalls	ein	Hinzuverdienst	vorgesehen	war.	Der	Haupternährer	
hatte	einen	Familienlohn	zu	erwirtschaften	und	wurde	durch	das	Transfersystem,	insbeson-
dere	 durch	 die	 abgeleiteten	 Sozialversicherungsansprüche	 und	 das	 Ehegattensplitting,	 in	








waren	 die	 Grundlage	 für	 zunehmende	 Forderungen	 nach	 gleicher	 Behandlung	 für	 gleiche	
Arbeit	(equal	pay).	Im	europäischen	und	deutschen	Rechtssystem	haben	diese	Bewegungen	
für	equal	pay	durchaus	einige	Erfolge	erzielt.	So	wurden	etwa	durch	die	Teilzeitrichtlinie	der	





ner	 Sonderbehandlung	 dieser	 Beschäftigungsform aufgelöst	 worden	 ist.	 Minijobber/innen	
werden	oft	als	Beschäftigte	„zweiter	Klasse“	behandelt,	die	weniger	Lohn	für	gleiche	Arbeit	
erhalten	und	denen	zentrale	arbeits-	und	sozialrechtliche	Leistungen	vorenthalten	werden.	
Der	 rechtliche	 Sonderstatus	 scheint	diese	 strukturelle	Ungleichbehandlung	 in	 großem	Um-
fang	 zu	 legitimieren,	 was	 schon	 früh	 zu	 Kritik	 an	 dieser	 Beschäftigungsform	 geführt	 hat.	
Wurden	in	den	1990er	Jahren	auch	auf	der	politischen	Ebene	noch	zahlreiche	Vorschläge	zur	

















Beim	Ausbau	 der	Minijobs	mit	 den	Hartz-Gesetzen	 im	 Jahre	 2003	 spielte	 das	 traditionelle	
Hinzuverdienst-Argument	angesichts	der	veränderten	Rollenbilder	nur	noch	eine	Nebenrol-
le.	In	den	Vordergrund	traten	arbeitsmarktpolitische	Argumente,	die	im	Kern	auf	dauerhafte	
sowie	 substantielle	 und	 nicht	 nur	 marginale	 Erwerbstätigkeit	 zielten.	 Minijobs	 und	 auch	
Leiharbeit	galten	als	Sprungbrett	in	reguläre	Beschäftigung,	die	man	aber,	um	sie	für	Unter-
nehmen	attraktiv	zu	gestalten,	erst	einmal	billiger	machen	musste.	Aus	dieser	Sicht	war	es	
folgerichtig,	 die	 vorherige	Grenze	 von	maximal	 15	 Stunden	pro	Woche	bei	Minijobs	 abzu-
schaffen,	 um	 auch	 eine	 geringere	 Bezahlung	 bei	 einer	 höheren	 Stundenzahl	 zuzulassen.	
Gleichzeitig	wurden	Minijobs	als	Nebentätigkeit	 für	bereits	Erwerbstätige	wieder	durch	die	
neuerliche	Befreiung	von	Steuern	und	Sozialabgaben	privilegiert,	die	erst	im	Zuge	der	vorhe-





entwickelt	 haben.	 Auch	 hier	weisen	 die	 Forschungsergebnisse	 darauf	 hin,	 dass	 gerade	 die	
Sonderbehandlung	in	der	Praxis,	also	die	Schlechterstellung	der	Minijobber/innen,	das	Inte-
resse	bei	den	Unternehmen	sinken	lässt,	Minijobs	in	reguläre	Tätigkeiten	umzuwandeln.	Der	
Jurist	Peter	Hanau	bezeichnet	die	Minijobs	 in	dieser	Hinsicht	als	„Rätsel“:	 „In	 tatsächlicher	
Hinsicht	 ist	 rätselhaft,	was	die	Arbeitgeber	zur	Beschäftigung	von	Arbeitnehmern	veranlas-
sen	könnte,	die	mit	deutlich	erhöhten	Lohnnebenkosten	verbunden	ist,	zumal	die	Beitrags-











der	Bundesregierung	erstellt	worden	 ist,	 soll	 auf	der	Basis	empirischer	Untersuchungen	zu	
Fehlanreizen	von	Minijobs	und	der	Analyse	des	Ersten	Gleichstellungsberichts	der	Bundesre-
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gierung	ein	konkretes,	 zielgruppendifferenziertes	Reformkonzept	vorschlagen.	Dabei	 sollen	
insbesondere	 die	 Reformvorschläge	 des	 Deutschen	 Frauenrats	 von	 2010,	 des	 DGB-
Bundesvorstands	 von	 2012	 sowie	 die	 Empfehlungen	 des	 Wissenschaftlichen	 Beirats	 des	
Bundesministeriums	 für	Wirtschaft	und	Energie	von	2015	aufgegriffen,	diskutiert	und	ggfs.	










und	 welche	 Rahmenbedingungen	 und	 Anreize	 geschaffen	 werden	 sollen,	 damit	 Minijobs	
eine	 Brücke	 in	 ein	 sozialversicherungspflichtiges	 Beschäftigungsverhältnis	 sind.	 Für	 eine	 –	

















(Abschnitt	 4).	 In	 Abschnitt	 5	 stehen	 unsere	 Vorschläge	 zur	 Reform	 der	 geringfügigen	 Be-
schäftigung	 im	Mittelpunkt.	Wir	 gehen	 dabei	 auch	 auf	 die	 Besonderheiten	 einzelner	 Ziel-


















stiegene	 Zahl	 von	 geringfügiger	 Beschäftigung	 als	Nebenjob	 zurück	 (um	 fast	 1,6	Millionen	
bzw.	159,4%).	 Inzwischen	 ist	 damit	 jeder	dritte	Minijob	ein	Nebenjob,	wobei	der	Anteil	 in	
Ostdeutschland	mit	 25,2%	deutlich	 niedriger	 liegt	 als	 in	Westdeutschland	 (33,1%)	 (Bunde-
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Tabelle	1:		 	Zahl	der	geringfügigen	Beschäftigungsverhältnisse	und	Frauenanteil	unter	
den	Beschäftigten,	Juni	2015	
	 Minijobs	gesamt	 Ausschließlich	geringfügig	 Nebenjobs	
Deutschland	 7.381.055	 4.902.198	 2.478.857	
Anteil	Frauen	 61,1%	 62,9%	 56,1%	
Westdeutschland	 6.519.219	 4.269.639	 2.249.580	
Anteil	Frauen	 61,6%	 64,7%	 55,7%	
Ostdeutschland	 854.922	 627.755	 227.167	





als	 unter	 allen	Minijobber/innen,	wobei	 es	 aber	 deutliche	Unterschiede	 zwischen	Ost	 und	
West	gibt:	 In	Ostdeutschland	 ist	der	Frauenanteil	mit	55,5%	deutlich	niedriger	als	 in	West-





Dies	 steht	 im	Widerspruch	 zu	der	These,	dass	Minijobs	überwiegend	von	Personen	ausge-
führt	werden,	 die	 nur	 begrenzt	 erwerbstätig	 sein	wollen	 oder	 können.	 Es	 gibt	 aber	 offen-
kundig	auch	eine	wachsende	Gruppe	von	Frauen,	die	einen	Minijob	als	Nebenjob	zusätzlich	








Hauptbeschäftigung	 einen	 Bruttomonatsverdienst	 von	 mindestens	 3.000	 €,	 während	 dies	
nur	auf	6%	der	Frauen	zutraf	(Rudolph	2011).		
Die	Untersuchungen	zur	Zusammensetzung	und	Altersstruktur	der	geringfügig	Beschäftigten	
belegen,	 dass	Minijobs	 nicht	 –	wie	 häufig	 unterstellt	 –	 vorrangig	 von	 verheirateten	 Haus-
frauen	ausgeübt	werden,	sondern	in	sehr	unterschiedlichen	Lebenslagen	eine	Rolle	spielen.	
Als	Haupttätigkeit	 ergänzen	 sie	 den	 Familienverdienst,	 tragen	 zur	 Finanzierung	der	Ausbil-
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dung	und	der	Studiums	bei	oder	stocken	die	Rente	oder	das	Arbeitslosengeld	auf.	Bei	einem	
Nebenjob	verbessern	sie	die	Einkünfte	aus	der	Haupterwerbstätigkeit.	Auf	diese	Vielfalt	von	
Lebenslagen	 weisen	 zum	 Beispiel	 die	 Ergebnisse	 einer	 sogenannten	 Registerumfrage	 der	
Bundesagentur	für	Arbeit	und	des	Statistischen	Bundesamts	hin	(Körner	u.a.	2013:	51),	die	






dert	 geblieben.	 Deutlich	 abgenommen	 hat	 der	 Anteil	 der	 Personen	 im	Haupterwerbsalter	
zwischen	25	und	unter	45	Jahren,	worunter	sich	vor	allem	die	verheirateten	Frauen	mit	klei-
nen	Kindern	 befinden.	 Stark	 gewachsen	 sind	 hingegen	die	Anteile	 älterer	 Personen	 im	 Er-
werbsalter	 (von	 45	 bis	 unter	 65	 Jahren)	 und	 Rentner/innen	 über	 65	 Jahre.	Während	 der	






























Bundesagentur	 für	 Arbeit	 stützt,	 war	 das	 Qualifikationsniveau	 bei	 rund	 einem	 Drittel	 der	
ausschließlich	geringfügig	Beschäftigten	im	Alter	von	25-64	Jahren	nicht	bekannt.	Unter	den	
anderen	 hatten	 71%	 eine	 abgeschlossene	 Berufsausbildung	 und	 9%	 einen	 akademischen	
Abschluss.	Nur	20%	waren	gering	qualifiziert.7	In	der	Praxis	scheinen	die	oftmals	guten	Quali-
fikationen	 der	 Minijobber/innen	 häufig	 nicht	 abgerufen	 zu	 werden.	 62%	 der	 Minijob-
ber/innen	geben	an,	dass	für	ihre	Tätigkeit	keine	abgeschlossene	Berufsausbildung	erforder-








































belle	2).	Für	 fast	die	Hälfte	der	Minijobber/innen	 (44%)	war	keine	 feste	Arbeitszeit	verein-
bart.	 Das	 galt	 insbesondere	 für	 Schüler/innen	 und	 Studierende	 sowie	 Rentner/innen,	 die	
tatsächlich	 im	 Schnitt	 aber	 weniger	 Stunden	 pro	 Woche	 arbeiteten	 als	 die	 Hausfrauen/-
männer,	allerdings	auch	eher	auf	Abruf	tätig	waren.	Die	Arbeitszeiten	spiegeln	sich	auch	in	














vereinbart	 44	 60	 35	 50	 43	
1-5	Wochenstun-
den	 12	 12	 10	 15	 16	
6-10	Wochen-
stunden	 25	 18	 32	 20	 22	
11-15	Stunden	 14	 6	 19	 12	 15	
16	bis	20	Stunden	 3	 /	 3	 /	 /	
21	Stunden	und	
mehr	 /	 /	 /	 /	 /	
	 Mittlere	tatsächlich	geleistete	Arbeitszeit	
1-5	Wochenstun-
den	 24	 33	 15	 32	 28	
6-10	Wochen-
stunden	 44	 40	 49	 42	 41	
11-15	Stunden	 22	 17	 26	 18	 21	
16	bis	20	Stunden	 7	 6	 7	 5	 /	
21	Stunden	und	





sogar	 auf	 die	 statistische	Darstellung	 dieser	 Angaben	 –	 u.a.	mit	 der	 Begründung,	 dass	 die	
Tätigkeiten	 häufig	 saisonal	 ausgeübt	 werden	 (z.B.	 in	 der	 Hotellerie	 oder	 in	 der	 Landwirt-
schaft)	und	 sich	bei	 einer	 stichtagsbezogenen	Betrachtung	 strukturelle	Verzerrungen	erge-
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Jahr	2010,	allerdings	nur	für	die	ausschließlich	geringfügig	Beschäftigten	(Tabelle	3).	Bei	den	
Schüler/innen	 und	 Studierenden	 ist	 die	Dauer	mit	 Ausnahme	 einiger	 Langzeitstudierender	












Monate	 8	 14	 5	 /	 /	
7-12	Monate	 12	 19	 9	 7	 21	
1-2	Jahre	 19	 30	 16	 12	 21	
3-5	Jahre	 30	 30	 31	 30	 34	
5-10	Jahre	 15	 6	 18	 22	 9	
10	Jahre	und	




Die	 Bewertung	 geringfügiger	 Beschäftigung	 kann	 sehr	 unterschiedlich	 ausfallen	 –	 je	 nach-
dem,	welche	Bewertungskriterien	man	anlegt.	Die	deutsche	und	europäische	Gesetzgebung	
hat	 den	 Gleichbehandlungsgrundsatz	 in	 den	 letzten	 Jahrzehnten	 stark	 gemacht,	 um	 eine	
Diskriminierung	 unterschiedlicher	 Formen	 von	 Teilzeitarbeit	 zu	 verhindern.	 Nach	 diesem	




terium	unserer	Bewertung.	Als	 zweites	Kriterium	 soll	 das	 arbeitsmarktpolitische	Argument	
gelten,	dass	geringfügige	Beschäftigungsverhältnisse	als	Sprungbrett	 in	reguläre	Arbeit	wir-
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vielen	Bereichen.	Allerdings	hat	der	Gesetzgeber	mit	dem	Gleichbehandlungsgrundsatz	bei	








Nach	 dem	 Gleichbehandlungsgrundsatz	 haben	 geringfügig	 Beschäftigte	 grundsätzlich	 die	
gleichen	 arbeitsrechtlichen	 und	 tariflichen	 Ansprüche	 wie	 sozialversicherungspflichtig	 Be-
schäftigte.	 Die	 neuere	 Forschung	 zeigt	 jedoch,	 dass	 das	 im	 Teilzeit-	 und	 Befristungsgesetz	
verankerte	Diskriminierungsverbot	für	geringfügig	Beschäftigte	in	der	Praxis	so	häufig	unter-




fortzahlung	 im	 Krankheitsfall	 (Winkel	 2005)	 und	 an	 Feiertagen	 sowie	 die	 Gewährung	 von	
bezahltem	Urlaub.		
Mehrere	Studien	zeigen,	dass	die	Stundenlöhne	von	Minijobber/innen	deutlich	unter	denen	
der	 sozialversicherungspflichtig	 Beschäftigten	 liegen	 (Wingerter	 2009;	 Kalina/Weinkopf	
2015).	Die	aktuellsten	Daten	liefert	eine	Befragung	von	Betrieben	und	Beschäftigten,	die	das	
IAB	 im	 Jahr	2014	durchgeführt	hat.	Danach	 lag	der	durchschnittliche	Stundenlohn	von	Mi-
nijobber/innen	bei	nur	9,30	€	gegenüber	16,70	€	bei	sozialversicherungspflichtig	Teilzeitbe-
schäftigten,	18,30	€	bei	befristet	Vollzeitbeschäftigten	und	21,00	€	bei	Vollzeitbeschäftigten	
mit	 unbefristetem	 Arbeitsvertrag.	 Weiterhin	 verdienten	 mehr	 als	 die	 Hälfte	 der	 Minijob-
ber/innen	weniger	als	8,50	€	(Fischer	u.a.	2015:	56f).		
Diese	und	andere	Erkenntnisse	zur	Benachteiligung	geringfügig	Beschäftigter	in	der	betrieb-
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nes	 gesetzlichen	 Anrechts	 eine	 Verharmlosung	 eines	 Gesetzesbruchs	 oder	 eine	 besonders	





















gesamt	 19,3	 13,3	 41,5	 10,8	 15,4	
männlich	 14,2	 15,3	 48,3	 10,2	 12,2	
weiblich	 24,1	 12,8	 39,9	 11,4	 12,0	
unbezahlter	
Urlaub	
gesamt	 13,9	 19,2	 25,9	 19,0	 22,1	
männlich	 12,6	 22,4	 27,6	 18,4	 19,3	
weiblich	 16,2	 18,5	 26,0	 20,4	 19,1	
Entgelt	
Krankheit	
gesamt	 10,5	 16,3	 38,8	 17,1	 17,6	
männlich	 6,1	 17,5	 43,2	 18,0	 15,5	
weiblich	 14,4	 16,5	 38,5	 17,5	 13,4	
Entgelt		
Feiertage	
gesamt	 14,0	 6,4	 43,4	 16,7	 19,7	
männlich	 9,3	 8,7	 48,5	 17,3	 16,4	








men	wissen,	 dass	 geringfügig	 Beschäftigten	 diese	 Rechte	 zustehen,	 und	 daher	möglicher-
weise	eher	taktisch	antworten.	Reale	Kenntnislücken	sind	am	ehesten	bei	den	kleineren	Un-
ternehmen	ohne	eigene	Personalabteilung	zu	erwarten.			
Über	 Regressionsanalysen	 konnte	 gezeigt	werden,	 dass	 die	 Chance	 einer	 Leistungsgewäh-
rung	 mit	 einem	 schriftlichen	 unbefristeten	 Vertrag	 deutlich	 ansteigt,	 den	 allerdings	 nach	
Angaben	der	Betriebe	weniger	als	40%	der	geringfügig	Beschäftigten	haben.	Ebenso	 ist	er-
kennbar,	 dass	 Leistungen	 eher	 im	Gesundheits-	 und	 Sozialwesen	 und	 deutlich	 seltener	 im	




























bezahlter	Urlaub	 45,6	 12,1	 31,3	 11,1	
unbezahlter	Urlaub	 16,1	 33,3	 30,1	 20,5	
Entgelt	im	Krankheits-
fall	 44,1	 19,6	 25,6	 10,7	




Praxis	 bei	 unterschiedlichen	Beschäftigungsformen	untersucht	wurde.	Hierzu	wurden	 tele-
fonische	 Befragungen	 von	 1.100	 Betrieben	 und	 von	 7.500	 Arbeitnehmer/innen	 durchge-
führt.	 Im	Mittelpunkt	 stand	 zum	 einen	 die	 Frage,	 ob	 den	 Befragten	 bestimmte	 rechtliche	
Regelungen	bekannt	sind.	Zum	anderen	wurde	die	arbeitsrechtliche	Praxis	 in	den	Blick	ge-
nommen	und	untersucht,	ob	und	wie	häufig	arbeitsrechtliche	Ansprüche	nicht	gewährt	wer-









ob	mit	 oder	 ohne	 befristeten	Vertrag	 –	 sehr	 gut	 über	 ihre	Ansprüche	 informiert	 sind	 und	
diese	auch	wahrnehmen.	Das	ändert	sich	mit	abnehmender	Stundenzahl	der	Teilzeitbeschäf-
tigung	 und	 insbesondere	 im	 Bereich	 der	 geringfügigen	 Beschäftigung	 drastisch.	 Rund	 30%	
	
 




(Fischer	u.a.	2015:	75).	Frauen	kennen	sich	 in	 ihren	Rechten	besser	aus	als	Männer	und	 in	
Betrieben	mit	 Tarifbindung	 oder	 einem	 Betriebs-	 oder	 Personalrat	 ist	 das	 Informationsni-
veau	deutlich	besser	(ebenda:	83).	Von	den	befragten	Betrieben	gehen	14%	davon	aus,	das	














keine	Selbstverständlichkeit	 zu	 sein,	allerdings	nicht	annähernd	 in	der	Größenordnung	wie	
bei	den	Minijobs.				















































viewten	 könnten	 versucht	 haben,	 den	Widerspruch	 zwischen	 Rechtsansprüchen	 und	 ihrer	
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tenebene	 zeigen	 aber	 auch	 die	 Betriebsdaten,	 dass	 rund	 50%	 der	 Betriebe,	 die	 angeben,	




Qualitative	 Interviews	 von	geringfügig	Beschäftigten	 im	Rahmen	dieser	 Studie	 kommen	 zu	
folgenden	Schluss:	„Die	Befragten	nehmen	–	und	hier	unterscheiden	sie	sich	von	Beschäftig-
ten	 in	 anderen	 Vertragsformen	 –	 das	 Nicht-Gewähren	 von	 arbeitsrechtlichen	 Ansprüchen	
nicht	zwingend	als	Arbeitsrechtsverletzung	wahr,	selbst	dann	nicht,	wenn	ihnen	die	Arbeits-





Befragungen	 zur	 Motivlage	 von	 Unternehmen,	 Minijobber/innen	 zu	 beschäftigen,	 zeigen,	
dass	 der	 Wunsch	 nach	 einem	 flexiblen	 Personaleinsatz	 und	 die	 passgenaue	 Deckung	 des	















rungspflichtige	 Arbeitsverhältnisse.9	 Der	 eingangs	 bereits	 zitierte	 Jurist	 Hanau	 (2006:	 809)	
konstatiert	dazu:	„Man	wird	deshalb	annehmen	müssen,	dass	die	Arbeitgeber	die	Minijobs	
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und	 Weihnachtsgeld	 und	 eine	 Lohnfortzahlung	 im	 Krankheitsfall.	 Einen	 gesetzlichen	 An-




Im	 Folgenden	 analysieren	 wir	 zunächst	 die	 Anreize	 bzw.	 Fehlanreize	 für	 Beschäftigte	 und	
Unternehmen,	 eine	 geringfügige	 in	 eine	 sozialversicherungspflichtige	 Beschäftigung	 umzu-






Die	 Frage,	 ob	 eine	 geringfügige	 Beschäftigung	 den	 Übergang	 in	 eine	 sozialversicherungs-
pflichtige	Beschäftigung	erleichtert,	stellt	sich	vor	allem	für	Arbeitslose	und	geringfügig	Be-
schäftigte	 im	Haupterwerbsalter.	Geringfügig	Beschäftigte	 im	Nebenjob	haben	bereits	eine	
andere	 abhängige	 oder	 selbständige	 Hauptbeschäftigung	 oder	 sind	 Rentner/innen,	 die	 an	









die	 Unternehmen	 hat	 der	 Gesetzgeber	 versucht,	 über	 die	 Pauschalabgaben	 von	mehr	 als	







zialversicherungspflichtig	 Beschäftigte,	 d.h.	 denselben	 Stundenlohn	 erhalten	 und	 auch	 die	




























Beschäftigter	 für	die	Unternehmen	sogar	 teurer.	 In	diesem	Fall	 kann	eine	geringfügige	Be-
schäftigung	 für	Unternehmen	attraktiv	 sein,	wenn	das	Unternehmen	mit	 kleinen	Stunden-
einheiten	Auftragsspitzen	abdecken	will	oder	wenn	man	für	Minijobs	leichter	Personal	rekru-
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Allerdings	birgt	geringfügige	Beschäftigung	für	die	Unternehmen	auch	hohe	Inflexibilitäten,	
da	 sich	 schon	mit	 einer	mit	 einer	 vorübergehenden	Überschreitung	 der	 450	 €-Grenze	 der	
Status	der	Beschäftigten	ändert,	was	den	Verwaltungsaufwand	für	die	Unternehmen	deut-
lich	 erhöht	 und	 die	 Arbeitszeitflexibilität	 erheblich	 verringert.	 Diese	 Inflexibilität	 und	 ihre	
Folgen	sind	in	der	Forschung	kaum	untersucht,	obwohl	sie	erhebliche	Auswirkungen	haben	







Für	 Beschäftigte	 hängen	 die	 Anreize,	 eine	 geringfügige	 Beschäftigung	 aufzunehmen,	 von	
ihrer	spezifischen	Lebenslage	und	 ihrem	Haushaltskontext	ab,	die	sich	aufgrund	der	unter-
schiedlichen	Konstellationen	jedoch	nicht	einfach	modellieren	lassen.	Deshalb	sollen	hier	nur	
einige	 typische	 Konstellationen	 kurz	 beschrieben	 werden	 (Bäcker/Neuffer	 2012;	 Bäcker	
2015):	
1. Eine	 geringfügige	 Nebentätigkeit	 ist	 für	 Beschäftigte	 attraktiv,	 da	 sie	 gegenüber	 einer	
sozialversicherungspflichtigen	 Nebentätigkeit	 oder	 zusätzlichen	 Überstunden	 im	
Hauptjob	beitrags-	und	steuerfrei	bleibt.		
2. Eine	geringfügige	Haupttätigkeit	 ist	 für	Personen	mit	einem	sozialversicherungspflichtig	
beschäftigten	 Ehepartner	 ist	 gegenüber	 einer	 sozialversicherungspflichtigen	 Teilzeitbe-
schäftigung	attraktiv,	da	ein	Jahreseinkommen	von	bis	zu	5.400	€	(12	x	450	€)	die	Vortei-
le	 des	 Ehegattensplittings	 nicht	 gefährdet.	 Außerdem	 bleibt	 vor	 allem	 die	 abgeleitete	






















Krankenversicherung	 bereits	 geschützt.	 Studierende,	 die	 neben	 dem	 Studium	 jobben,	
sind	als	so	genannte	Werkstudent/innen	von	Beiträgen	zur	Kranken-,	Pflege-	und	Arbeits-
losenversicherung	befreit,	wenn	das	Studium	die	Hauptsache	und	die	Beschäftigung	die	
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Arbeitslosengeld	II,	das	nicht	nur	an	Arbeitslose,	sondern	auch	bedürftige	Erwerbstätige	
gezahlt	wird,	gilt	ein	pauschaler	Grundfreibetrag	von	100	€	pro	Monat,	der	um	Freibeträ-
ge	 bei	 Erwerbstätigkeit	 erhöht	 wird.	 Von	 Bruttoverdiensten	 zwischen	 100	 und	 800	 €	
bleiben20	%	anrechnungsfrei.	Bei	einer	geringfügigen	Beschäftigung	mit	einem	Monats-
verdienst	von	450	€	bleiben	damit	170	€	anrechnungsfrei.		
Diese	 Konstellation	 lassen	 sich	 noch	 erweitern.	 Finanziell	 besonders	 attraktiv	 ist	 dabei	 für	
Ehepaare	 die	 Kombination	 einer	 geringfügigen	 Nebenbeschäftigung	 für	 eine/n	 der	 beiden	




Zusammenfassend	 ist	 festzuhalten,	dass	es	 sowohl	 für	Beschäftigte	als	auch	 für	Unterneh-
men	unterschiedlich	starke	finanzielle	Anreize	gibt,	an	geringfügiger	Beschäftigung	festzuhal-
ten,	 da	 die	 Grenzkosten	 eines	 Übergangs	 zu	 sozialversicherungspflichtiger	 Beschäftigung	
zum	Teil	sehr	hoch	sind.	Bei	den	Unternehmen	ergeben	sich	diese	Fehlanreize	allerdings	vor	
allem	 aus	 der	 rechtswidrig	 ungleichen	 Behandlung	 geringfügig	 Beschäftigter.	 Bei	 den	 Be-
schäftigten	resultieren	die	Fehlanreize	vor	allem	daraus,	dass	für	Einkünfte	aus	geringfügiger	
Beschäftigung	 weder	 im	 Haupt-	 noch	 im	 Nebenjob	 Sozialabgaben	 oder	 Steuern	 anfallen.	
Trotz	der	Gleitzonenregelung	für	monatliche	Verdienste	von	über	450	€	bis	850	€,	in	der	die	
Sozialgaben	der	Beschäftigten	sukzessive	auf	den	normalen	Satz	ansteigen,	sind	die	Anreize,	





hoffte	 Brückenfunktion	 kaum	 funktioniert.	 So	 konstatierte	 z.B.	 das	 Bundesministerium	 für	
Arbeit	und	Soziales	(2006:	V)	in	seinem	zusammenfassenden	Bericht	zu	den	Ergebnissen	der	
ersten	 Hartz-Evaluationen:	 „Dabei	 erweisen	 sich	 die	 Mini-Jobs	 allerdings	 für	 Arbeitslose	
nicht	als	Brücke	in	eine	sozialversicherungspflichtige	Beschäftigung.“	Im	zugrunde	liegenden	
Endbericht	heißt	es	hierzu:	„In	den	seltensten	Fällen	 ist	die	Beendigung	eines	Minijobs	da-
rauf	 zurückzuführen,	 dass	 eine	 nicht	 geringfügige	 Beschäftigung	 aufgenommen	 wurde.“	
(RWI/ISG	2006:	119)	Gensicke	u.a.	(2010:	183)	stellten	fest,	dass	nicht	einmal	jede/r	zehnte	
Minijobber/in	in	ein	Normalarbeitsverhältnis	wechselt,	aber	jede/r	zweite	wieder	einen	Mi-
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Die	 Autoren	 bewerten	 diese	 Übergänge	 als	 hoch,	 da	 nur	 wenig	 mehr	 Minijobber/innen	
überhaupt	an	einer	sozialversicherungspflichtigen	Beschäftigung	interessiert	seien.			










ein	Ausstieg	aus	dem	SGB	 II-Leistungsbezug	wahrscheinlicher	 ist,	wenn	 zuvor	 kein	Minijob	








cke	 in	 sozialversicherungspflichtige	Beschäftigung	darstellen	und	damit	 die	 Lebenseinkom-
mensperspektive	 und	 die	 Alterssicherung	 von	 Frauen	 nachhaltig	 verbessern	 können	 (Wip-
permann	2012:	19).	Das	Fazit	dieser	Studie	lautet:	„Minijobs	pur	entfalten	eine	schnell	ein-
setzende	und	hohe	Klebewirkung	und	keine	Brückenfunktion.	Die	 Zahlen	belegen:	 Frauen,	




















nenswert	 erscheint;	 zum	 anderen	 gelten	 Frauen	 mit	 zunehmender	 Dauer	 im	Minijob	 pur	
nicht	als	qualifizierte	Fachkräfte,	bekommen	das	stigmatisierende	Label	„Minijobberin“	und	
haben	 kaum	 noch	 Chancen	 auf	 eine	 reguläre	 sozialversicherungspflichtige	 Beschäftigung.	










denen	 Vollzeitbeschäftigung	 gegenüber	 der	 Teilzeitbeschäftigung,	 namentlich	 unter	 den	
Gesichtspunkten	der	Qualifikation	und	der	Arbeitsorganisation,	jedenfalls	heute	keine	Präfe-
renz	mehr	 genießt.	 Es	 erscheint	 vielmehr	 eher	 plausibel,	 wenn	 Untersuchungen	 Verdrän-
gungseffekte	 diagnostizieren,	 die	 im	 Hinblick	 auf	 die	 Interessen	 der	 Gesellschaft	 an	 einer	















1,56	 Mio.	 zusätzliche	 Mini-Jobber/innen	 (vor	 allem	 im	 Nebenerwerb).“	 Dabei	 bleibt	 aber	
offen,	ob	es	sich	hierbei	tatsächlich	um	zusätzliche	Beschäftigung	handelte.	Seitens	der	Mi-
nijob-Zentrale	wird	die	Auffassung	vertreten,	dass	Minijobs	den	Arbeitsmarkt	eher	„ergän-
zen“	 als	 andere	 Beschäftigungsformen	 zu	 verdrängen	 (vgl.	 z.B.	 Greve	 u.a.	 2007;	 Thomsen	
2011).	
Eine	Studie	im	Kontext	der	Hartz-Evaluationen	(Modul	1f	„Verbesserung	der	beschäftigungs-
politischen	 Rahmenbedingungen	 und	 Makrowirkungen	 der	 aktiven	 Arbeitsmarktpolitik“)	






Hohendanner/Stegmaier	 (2012)	 diagnostizieren	 solche	 Substitutionseffekte	 in	 kleinen	 und	
mittleren	Betrieben	und	in	bestimmten	Branchen	wie	dem	Einzelhandel	und	Gastgewerbe	–	
beide	durch	eine	 intensive	Nutzung	von	Minijobs	gekennzeichnet	–	sowie	 im	Gesundheits-
und	 Sozialwesen.	 Allerdings	 gibt	 es	 auch	 Wirtschaftsbereiche,	 die	 sowohl	 sozialversiche-
rungspflichtige	 als	 auch	 geringfügige	 Beschäftigung	 aufbauen.	 Dies	 betrifft	 etwa	 Bereiche	
der	wirtschaftlichen	und	 freiberuflichen	Dienstleistungen,	den	 Informations-und	Kommuni-
kationsbereich	 sowie	 auch	 Teile	 des	 produzierenden	Gewerbes.	 Hintergrund	 dürften	 auch	
die	 bereits	 in	 Abschnitt	 3.2	 ausgeführten	 betrieblichen	Nutzungsstrategien	 sein:	 „Minijobs	
sind	als	Beschäftigungskategorie	inzwischen	fest	in	die	Produktionsabläufe	und	Kostenstruk-
turen	installiert.	Es	gibt	von	Seiten	der	Unternehmer/innen	in	der	Regel	keine	Veranlassung,	












sind.	 Das	 deutsche	 Sozialversicherungssystem	 erleichtert	 mit	 seinen	 einkommensabhängi-
gen	Sozialbeiträgen	die	Variation	der	Arbeitszeit.	Ganz	anders	sieht	es	bei	geringfügiger	Be-
schäftigung	aus,	die	künstliche	Hürden	mit	hohen	Grenzkosten	für	eine	Ausweitung	der	Ar-
beitszeit	 aufstellt.	Die	geringfügig	Beschäftigten	wollen	 im	Durchschnitt	deutlich	 länger	ar-
beiten	 (Tabelle	 8).	 Bei	 den	 Frauen	 lag	 die	Wunscharbeitszeit	 pro	Woche	 im	 Jahr	 2011	bei	
17,5	 Stunden,	 was	 einem	 Anstieg	 um	 6,5	 Stunden	 und	 einer	monatlichen	 Arbeitszeit	 von	
rund	70	Stunden	entspräche.	Bei	Zahlung	des	Mindestlohns	von	8,50	€	ergäbe	sich	ein	Brut-
toverdienst	 von	 595	 €,	 womit	 die	 Geringfügigkeitsgrenze	 überschritten	 würde.	 Besonders	
ausgeprägt	sind	die	Wünsche	nach	einer	Verlängerung	der	Arbeitszeit	bei	Minijobber/innen	







Männer	 Frauen	 Männer	 Frauen	 Männer	 Frauen	
Tatsächliche	
Arbeitszeit	 44,2	 42,1	 26,2	 24,9	 13,7	 11,6	
Vereinbarte	
Arbeitszeit	 39,6	 38,4	 24,5	 22,9	 14,8	 11,1	
Gewünschte	
Arbeitszeit	











geringfügig	Beschäftigten	 ausmachen,	 und	die	Arbeitslosen	mit	 11%	der	 ausschließlich	 ge-
ringfügig	Beschäftigten	(Körner	u.a.	2013:	60).	Vor	allem	diese	beiden	Gruppen	wollen	ihre	
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sen	 in	 längere	 Arbeitszeiten	 und	 stabilere	 und	 ertragreichere	 Erwerbsmuster	 und	 -






körper,	 da	 die	 Politik	 an	 anderer	 Stelle	 durch	 den	 Ausbau	 der	 Kinderbetreuung	 und	 der	
Ganztagsschulen,	 die	 Elternzeit	 mit	 erweiterten	 Arbeitszeitoptionen	 und	 vielen	 anderen	




Die	 Forschung	 zeigt,	dass	 vor	allem	ausschließliche	und	dauerhafte	geringfügige	Beschäfti-
gung	hohe	Risiken	für	langfristige	Narbeneffekte	aus	mehreren	Gründen	birgt.	Erstens	arbei-
ten	geringfügig	Beschäftigte	oft	in	einfachen	Tätigkeiten,	die	nicht	ihrer	formalen	Qualifikati-






Minijob	 nur	minimale	 eigene	 Rentenansprüche.	 Nach	 Einschätzung	 der	 Sachverständigen-















stellung,	 dass	 ein	Minijob	 i.d.R.	 als	 Zuverdienst	 oder	 „Taschengeld“	 zur	 Aufbesserung	 des	
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tätige	 39,0	 40,3	 35,3	 33,9	
Mind.	eine	weitere	Per-




42,9	 41,1	 48,4	 49,9	
Andere	Konstellatio-
nen*	 5,6	 5,2	 6,9	 6,3	
Insgesamt	 100	 100	 100	 100	
Haushaltszusammensetzung	
Einpersonenhaushalt	 19,0	 20,0	 16,1	 13,1	
Alleinerziehend	 2,5	 1,9	 4,1	 4,4	
Paarhaushalt	ohne	Kind	 26,5	 28,2	 21,3	 20,7	
Paarhaushalt	mit	einem	
Kind	 11,0	 10,7	 12,1	 12,0	
Paarhaushalt	mit	zwei	
oder	mehr	Kindern	 13,3	 11,9	 17,3	 19,8	
Andere	Konstellatio-
nen**	 27,8	 27,3	 29,1	 30,0	






Dass	 die	 „Zuverdienst-Annahme“	 –	 jedenfalls	 in	 ihrer	 ursprünglichen	 Bedeutung	 –	 zuneh-
mend	nicht	mehr	gilt,	 lässt	sich	auch	daran	erkennen,	dass	Minijobber/innen	häufig	ergän-
zende	 Leistungen	 der	Grundsicherung	 in	 Anspruch	 nehmen	müssen,	weil	 die	 eigenen	 Ein-
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des	Statistischen	Bundesamtes:	Die	Armutsgefährdungsquote10	 von	geringfügig	Beschäftig-
ten	 ist	 in	den	 letzten	 Jahren	besonders	deutlich	gestiegen	 (um	fast	10	Prozentpunkte).	Sie	
lag	 im	 Jahr	 2008	mit	 23,2%	weitaus	höher	 als	 im	Durchschnitt	 aller	 atypisch	Beschäftigter	
(14,3%)	und	überstieg	das	Armutsrisiko	 von	allen	Beschäftigten	 (6,2%)	bzw.	Normalarbeit-
nehmer/innen	(3,2%)	um	ein	Mehrfaches	(Wingerter	2009:	1095).	Nach	Haushaltskonstella-
tionen	 differenziert	 lag	 das	 Armutsrisiko	 von	 geringfügig	 Beschäftigten	 bei	 Ein-Personen-
Haushalten	(57,8%)	und	Alleinerziehenden	(53,5%)	am	höchsten.	Hohe	Armutsrisiken	weisen	












Ohne	weitere	Erwerbstätige	 6,0	 30,3	 49,5	
Mind.	eine	weitere	Person	
atypisch	beschäftigt	 3,0	 19,3	 35,9	
Mind.	eine	weitere	Person	
in	Normalarbeitsverhältnis	 0,7	 2,8	 4,7	
Andere	Konstellationen*	 1,9	 5,2	 8,5	
Haushaltszusammensetzung	
Einpersonenhaushalt	 3,0	 28,8	 57,8	
Alleinerziehend	 13,5	 40,0	 53,5	
Paarhaushalt	ohne	Kind	 1,4	 8,7	 16,6	
Paarhaushalt	mit	einem	
Kind	 3,1	 10,0	 14,7	
Paarhaushalt	mit	zwei	oder	
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permann	2012:	16)	„Mit	zunehmender	Dauer	im	Minijob	steigt	die	Wahrnehmung,	dass	der	
Arbeitgeber	Minijobs	 nicht	 als	 eine	 Notlösung	 einsetzt,	 sondern	 als	 feste	 und	 dauerhafte	
Beschäftigungsform.	Trotzdem	geben	Frauen	im	Minijob	pur	–	entgegen	ihrer	eigenen	Erfah-
rung	–	auch	nach	mehr	als	5,	7	oder	10	Jahren	die	Hoffnung	nicht	auf,	dass	ihr	Arbeitgeber	
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4	 Neugestaltungsbedarf	








behandlung	 im	Vergleich	 zu	 Vollzeitbeschäftigten	 sollte	 die	Diskriminierung	 von	 Teilzeitar-
beit	 auf	 dem	Arbeitsmarkt	 beseitigt	werden,	 nicht	 zuletzt	 zum	 Schutz	 bestehender	 Sozial-
standards.	 Durch	 die	mehrfache	Anhebung	 der	 Pauschalabgaben	 für	Minijobs	 hat	 der	Ge-
setzgeber	 auch	 versucht,	 Kostenvorteile	 dieser	 Beschäftigungsform	 für	 die	 Unternehmen	





zeiten)	mit	Rückkehrrechten	auf	die	 vorherige	Arbeitszeit	 entwickelt	 sich	ein	neues	gesell-
schaftliches	 Leitbild,	 in	 dem	 Sorgearbeit	 nicht	 permanent	 von	 einer	 Person	 übernommen	
wird,	sondern	durch	eine	bessere	Vereinbarkeit	von	Beruf	und	Familie	 im	Idealfall	von	bei-
den	Partner/innen	geteilt	wird.	Auch	die	Unternehmen	und	die	Tarifpartner	entwickeln	zu-
nehmend	 Konzepte	 einer	 lebensphasenorientierten	 Personalpolitik,	 die	 Beschäftigten	 die	




re	 Beschäftigung	 zu	 fördern,	 was	 auch	 den	 Arbeitszeitwünschen	 der	 Beschäftigten	 ent-
























Zuverdienst-Tätigkeiten	 fortzuführen	 und	 geringfügig	 Beschäftigte	 schlechter	 zu	 bezahlen.	
Verstärkt	wird	 dies	 durch	 die	weit	 verbreitete	 Praxis,	 ihnen	 Leistungen	wie	 die	 Bezahlung	
von	Urlaubs-,	Kranken-	und	Feiertagen	vorzuenthalten.	Dies	wird	durch	die	Unkenntnis	der	
Beschäftigten	oder	 ihre	Angst,	 ihre	Rechte	durchzusetzen,	erleichtert.	Die	Umwandlung	ei-
nes	geringfügigen	 in	ein	sozialversicherungspflichtiges	Beschäftigungsverhältnis	 ist	 für	viele	
Unternehmen	daher	mit	hohen	Grenzkosten	verbunden,	da	sie	sich	dann	eher	an	die	tarifli-
chen	 und	 gesetzlichen	 Normen	 halten	 müssen.	 Auch	 bei	 den	 Beschäftigten	 fallen	 hohe	
Grenzkosten	beim	Überschreiten	der	Geringfügigkeitsgrenze	an,	die	sich	je	nach	Haushaltssi-
tuation	 unterscheiden.	 Sie	 sind	 besonders	 hoch	 bei	 verheirateten	 Minijobber/innen,	 die	
nicht	 nur	 die	 kostenfreie	 abgeleitete	 Krankenversicherung,	 sondern	 auch	 Steuervorteile	
beim	Ehegattensplitting	verlieren.	
Die	Geringfügigkeitsgrenze	schafft	also	für	Beschäftigte	wie	für	Unternehmen	eine	künstliche	
Kostengrenze,	 die	 die	 für	 flexible	 Erwerbsverläufe	 essentielle	 Arbeitszeitsouveränität	 der	
Beschäftigten	einschränkt.	Die	Beschäftigten	werden	aus	kurzfristigen	Kostenkalkülen	daran	
gehindert,	 ihren	 Arbeitszeitpräferenzen	 zu	 folgen.	 Auch	 die	 Flexibilität	 der	 Unternehmen	












So	konstatierte	 z.B.	der	Sachverständigenrat	 (2009:	310f)	 in	 seinem	Jahresgutachten	bezo-
gen	auf	die	Minijobs:	„Für	diese	Subventionen	besteht	keine	Veranlassung“	und	verwies	da-
rauf,	dass	die	Brückenfunktion	gering	sei:	„Weder	rechtfertigt	eine	angebliche	Brückenfunk-
tion	 jener	 Tätigkeiten	 in	 den	ersten	Arbeitsmarkt	 eine	 flächendeckende	 Subventionierung,	
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weil	 sich	 der	 Erfolg	 solcher	 Brücken	 in	 engen	Grenzen	 hält	 und	 solche	 Anliegen,	 so	 über-
haupt	erfolgversprechend,	in	den	Bereich	der	aktiven	Arbeitsmarktpolitik	fallen.	Noch	ist	das	
häufig	 vorgetragene	 Argument,	 mit	 Hilfe	 von	 Subventionen	 Anreize	 zu	 schaffen,	 aus	 der	
Schwarzarbeit	in	die	Legalität	zu	wechseln,	überzeugend.	Abgesehen	davon,	dass	dies	in	nur	
bescheidenem	Umfang	erreicht	werden	dürfte	–	eine	ausgedehnte	 individuelle	 Schwarzar-






Minijobs	 faktisch	 wie	 eine	 „Barriere	 gegen	 die	 Ausweitung	 der	 Erwerbstätigkeit“	 wirken,	
dass	 den	 Sozialversicherungen	Beiträge	 entzogen	werden	 und	 dass	 eine	 Existenzsicherung	
























digenkommission	 zur	 Erstellung	 des	 Ersten	 Gleichstellungsberichtes	 der	 Bundesregierung	
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wird	 zudem	 konstatiert:	 „Für	 Unternehmen	 und	 Beschäftigte	 werden	 Fehlanreize	 gesetzt,	
sozialversicherungspflichtige	Beschäftigung	in	wenig	zukunftsträchtige	Minijobs	aufzuteilen.“	
(ebenda:	220)	
Wenn	 inzwischen	 fast	 jedes	vierte	Beschäftigungsverhältnis	 in	Deutschland	ein	Minijob	 ist,	
hat	dies	erhebliche	Auswirkungen	auf	die	Finanzierung	der	sozialen	Sicherungssysteme	und	
die	Steuereinnahmen,	worauf	der	Deutsche	Frauenrat	(2010:	4)	verweist:	„Dem	Staat	gehen	
durch	 die	Minijobs	 erhebliche	 Einnahmen	 verloren,	 denn	 durch	 die	 geringen	 Einkommen	
fallen	 in	 der	 Regel	 keine	 Steuern	 an.	 Niedrige	 Einnahmen	 bedeuten	 aber	 auch	 geringere	
Kaufkraft.	Minijobs	begründen	Minirenten	und	zählen	weniger	bei	den	notwendigen	Vorver-















Durchsetzung	 geltenden	 Rechts	 (Gleichbehandlung	 der	 Beschäftigten)	 unter	 Beibehaltung	
der	derzeitigen	Regelung	über	eine	Absenkung	der	Geringfügigkeitsgrenze	bis	hin	 zu	einer	
vollständigen	 Streichung	 der	 Sonderregelung	 –	 also	 einer	 gänzlichen	 Abschaffung	 der	 Ge-
ringfügigkeitsgrenze	sowie	ergänzender	Reformen	im	Steuerrecht	wie	vor	allem	die	Abschaf-
fung	oder	Einschränkung	des	Ehegattensplittings	(Bäcker/Bosch/Weinkopf	2011).		
Unsere	 Empfehlungen	 knüpfen	 an	 diesen	 früheren	 Reformüberlegungen	 an	 und	 beinhalten	
sowohl	Ansatzpunkte	für	eine	effektivere	Durchsetzung	des	Gleichbehandlungsgrundsatzes	als	
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5.1	 Durchsetzung	geltenden	Rechts	–	tatsächliche	Gleichbehandlung		
Der	Gleichbehandlungsgrundsatz	für	geringfügig	Beschäftigte	ist	seit	Jahren	geltendes	Recht	
(gemäß	Teilzeit-	 und	Befristungsgesetz),	 aber	 gegen	die	Gewährung	grundlegender	Arbeit-








zur	 effektiveren	 Durchsetzung	 geltenden	 Rechts	 gegeben	 hätte.	 Im	 Koalitionsvertrag	 der	





darf	 in	 der	 Praxis“	 können	 wir	 angesichts	 der	 massiven	 Benachteiligung	 von	 Minijob-





lich	 geringfügigen	 Beschäftigungsverhältnis	 in	 mindestens	 der	 Hälfte	 der	 Fälle	 mit	 einem	
Übergang	 in	 ein	 sozialversicherungspflichtiges	 Arbeitsverhältnis	 verbunden	 –	 und	 zwar	 zu	
etwa	85%	beim	vorherigen	Arbeitgeber	(vom	Berge	u.a.	2016).	Hintergrund	könnte	zum	ei-
nen	 sein,	 dass	 die	 Beschäftigten	 aufgrund	 des	Mindestlohns	 Anspruch	 auf	 einen	 höheren	
Stundenlohn	 hatten	 und	 dadurch	 bei	 gleichbleibender	 Arbeitszeit	 mit	 ihrem	 monatlichen	
Einkommen	 die	 Geringfügigkeitsgrenze	 überschritten	 haben	 und	 nunmehr	 der	 Sozialversi-
cherungspflicht	 unterliegen.	 Zum	 anderen	 ist	 aber	 auch	 denkbar,	 dass	 zusätzlich	 die	 wö-
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führen,	 sofern	 bestehende	 Ungleichbehandlungen	wirksam	 unterbunden	würden.	 Im	 Ver-
gleich	 zur	 jetzigen	Regelung	zur	geringfügigen	Beschäftigung	würden	sich	die	Abgaben	der	
Arbeitgeber	im	Bereich	von	Beschäftigungsverhältnissen	unterhalb	der	bisherigen	Geringfü-
gigkeitsgrenze	 sogar	 verringern.	 Für	 Beschäftigte	würde	 dies	 allerdings	 je	 nach	 Haushalts-
konstellation	 aufgrund	 der	 Aufhebung	 der	 Abgabenfreiheit	 (Steuern	 und	 Sozialversiche-
























nisse	mit	mehr	Arbeitsstunden	 aus	Arbeitgebersicht	 attraktiver	 zu	 gestalten.	Nach	 diesem	
Modell	würden	 die	 Arbeitgeber	 bis	 zu	 einem	Verdienst	 von	 150	 €	 Arbeitgeber	 den	 vollen	
Beitrag	zur	Sozialversicherung	von	42%	tragen.	Bei	höheren	Monatsverdiensten	würden	die	
















Auf	 Seiten	 der	 Beschäftigten	würde	die	 Sozialversicherungsfreiheit	 zwar	 aufgehoben,	 aber	
die	Abgabenbelastung	bliebe	vergleichsweise	moderat.	Bei	450	€	 läge	der	Abgabensatz	auf	
Seiten	 der	 Beschäftigten	 bei	 der	 in	 Abbildung	 9	 dargestellten	 Staffelung	 nur	 bei	 13%	 und	
stiege	dann	sukzessive	weiter	bis	auf	21%	bei	850	€	an.	Im	Unterschied	zur	bisherigen	Rege-
lung	hätten	Beschäftigte	 auch	unterhalb	der	 450	€-Grenze	durchgängig	 ihrem	Einkommen	
entsprechende	 Ansprüche	 auf	 Leistungen	 aus	 der	 Arbeitslosen-	 und	 Rentenversicherung.	
Sprungstellen	 gäbe	 es	 bei	 diesem	Modell	 bezogen	 auf	 die	 Sozialabgaben	 nicht	 (Abbildung	






















































visch	 in	 Richtung	 einer	 gänzlichen	 Abschaffung	 der	 Sonderregelungen	 für	Minijobs	weiter	
entwickelt	werden.	
Probleme	 könnten	 sich	 für	 die	 gesetzlichen	 Krankenversicherungen	 ergeben,	 wenn	 man	
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ge	richtet	–	also	dem	Beitrag,	der	bei	Überschreiten	der	Geringfügigkeitsgrenze	(ab	450,01	€)	
























sprüche	 auf	 Lohnfortzahlung	 bei	 Krankheit	 und	 Feiertagen	 sowie	 bezahlten	 Urlaub	 –	 vgl.	
unsere	Modellrechnung	in	Abschnitt	3.2.1).	Durch	die	Einführung	des	gesetzlichen	Mindest-






re,	 dass	 kurze	 Teilzeit	mit	 einem	 geringen	 Arbeitszeitvolumen	 (falls	 von	 Beschäftigten	 ge-
wünscht	 oder	 auf	 der	 betrieblichen	 Ebene	 aufgrund	 eines	 geringen	 Arbeitsanfalls	 unver-
meidbar)	zwar	weiterhin	möglich	ist,	aber	künftig	nicht	mehr	subventioniert	wird.	
Den	 Sozialversicherungsbeiträgen	 müssten	 bei	 einer	 generellen	 Sozialversicherungspflicht	
entsprechende	Ansprüche	für	die	Beschäftigten	gegenüber	stehen.	Um	zu	verhindern,	dass	





















Beschäftigungsform	möglich.	 Unsere	 Analyse	 kommt	 zum	 Schluss,	 dass	 es	 keine	 nachvoll-
ziehbare	Begründung	für	abgabenfreie	Nebenjobs	gibt	und	dass	die	bestehenden	Sonderre-













Hineinwachsens	 in	 eine	 substantiellere	 Hauptbeschäftigung	 liegen.	 Die	 Abgabenbefreiung	
erfolgt	zudem	völlig	unabhängig	von	der	Höhe	des	steuerpflichtigen	Einkommens.	Von	der	
Steuerfreiheit	 der	 Nebentätigkeiten	 profitieren	 insbesondere	 solche	 Beschäftigte,	 die	 mit	
einer	steuerpflichtigen	Zusatztätigkeit	in	die	Progression	hineinwachsen	würden.		
Wir	 können	 für	 die	 Abgabenfreiheit	 der	 Nebenjobs	 keine	 überzeugenden	 politischen	 Be-
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men	 wie	 Beschäftigte	 Anreize,	 Nebenjobs	 z.B.	 bei	 Tochterunternehmen	 zu	 fingieren,	 um	
Abgaben	 zu	 sparen.	 Für	Arbeitgeber	 kann	 eine	 solche	Änderung	 ggf.	 dazu	 führen,	 dass	 es	










Bezieher/innen	von	Arbeitslosengeld	 I	 und	 II	 können	anrechnungsfrei	 in	 geringem	Umfang	
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sicherung	 im	 Krankheitsfall	 abgesichert.	 Für	 Schüler/innen	 dienen	 geringfügige	 Beschäfti-
gungsverhältnisse	 in	der	Regel	dem	Zweck,	das	Taschengeld	aufzubessern.	 Sonderregelun-
gen	sind	für	Schüler/innen	nicht	notwendig.	
Anders	 sieht	 es	 Studierenden	 aus,	 die	 zur	 Absicherung	 ihres	 Lebensunterhalts	 häufig	 auf	
einen	 Zuverdienst	 angewiesen	 sind.	 Für	 sie	 hat	 der	 Gesetzgeber	 mit	 dem	 Konstrukt	 der	
„Werkstudent/innen“	bereits	Sonderregelungen	geschaffen.	Die	Studierenden	müssen	dann	


















keitsgrenze	 liegt,	 individuell	 versteuern.	 Die	 Arbeitgeber	 sind	 voll	 beitragspflichtig,	 um	 si-




2040	 hat	 der	 Gesetzgeber	 einen	 Paradigmenwechsel	 eingeleitet,	 nach	 dem	 alle	 Altersein-
künfte	gleichermaßen	besteuert	werden.	Die	Rentner/innen	haben	durch	die	Befreiung	von	
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dienst	 zu	 ermöglichen,	 der	 nicht	 angerechnet	wird,	 kann	wie	 bei	 den	 beiden	 Formen	 des	
Arbeitslosengeldes	über	Freibeträge	geregelt	werden.	Wir	schlagen	einen	auf	die	Rentenzah-
lung	anrechnungsfreien	Bruttofreibetrag	 in	Höhe	von	450	€	 für	Frührentner/innen	und	Be-
zieher/innen	 von	 Erwerbsminderungsrenten	 vor.	Dieser	 Freibetrag	mindert	 den	Rentenan-









720	 €	 annehmen,	 ohne	 das	 Sozialabgaben	oder	 Steuern	 fällig	werden.	Das	 Ehrenamt	 darf	
nicht	mehr	 als	 13	 Stunden	 in	 der	Woche	 in	 Anspruch	 nehmen,	 also	 nicht	 vollzeitberuflich	
ausgeübt	werden.	Wer	 als	 Betreuer/in,	 Ausbilder/in	 oder	 Erzieher/in	 nebenberuflich	 aktiv	
ist,	kann	nach	diesem	Gesetz	einen	Übungsleiterfreibetrag	von	2.400	€	pro	Jahr	in	Anspruch	
nehmen,	der	beitrags-	und	steuerfrei	ist.	Diese	beiden	Beträge	sind	jedoch	nicht	kombinier-
bar.	 Wenn	 zu	 einer	 Übungsleiterpauschale	 ein	 Ehrenamt	 hinzukommt,	 müssen	 die	 720	 €	
versteuert	werden.	Kombinationen	dieser	Regelungen	mit	Sonderregelungen	für	Personen,	
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sen.	 Die	 Abschaffung	 der	 Steuerfreiheit	 für	 geringfügige	Nebenjobs	 und	 die	 Erhöhung	 der	
Arbeitgeberpauschale	für	Minijobs	im	Jahr	1999	hat	erheblichen	Widerstand	sowohl	bei	Be-
schäftigten	als	auch	Unternehmen	hervorgerufen.	Quer	durch	die	politischen	Lager	ist	heute	

















chen	Übergangsregelung	 allerdings,	 dass	 es	 zumindest	 zeitweilig	 eine	Ungleichbehandlung	




Diese	 Expertise	 sollte	 auf	 der	 Basis	 empirischer	 Untersuchungen	 zu	 Fehlanreizen	 von	Mi-
nijobs	ein	konkretes	zielgruppenspezifisches	Reformkonzept	entwickeln.	Das	Konzept	sollte	




tigung	untersucht.	Das	 starke	Wachstum	der	geringfügigen	Beschäftigung	 ist	 seit	2003	vor	
allem	von	der	Zunahme	der	geringfügigen	Nebenjobs	getragen	worden,	die	seit	der	Reform	
von	 2003	wieder	 abgabenfrei	möglich	 sind.	 Frauen	 stellen	 nach	wie	 vor	 die	Mehrheit	 der	
Minijobber/innen,	wenngleich	der	Männeranteil	im	Zeitverlauf	zugenommen	hat.	Die	Struk-
turanalyse	zeigt	eine	hohe	Heterogenität	der	geringfügig	Beschäftigten,	die	offensichtlich	in	
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nijobs	 für	 Hausfrauen/-männer,	 deren	 Verdienste	 eher	 am	 oberen	 Rand	 der	 Geringfügig-
keitsgrenze	liegen.	Die	Schwerpunkte	geringfügiger	Beschäftigung	liegen	in	Dienstleistungs-










tionsspielraum	 lassen.	Minijobs	 entfalten	 starke	 Klebeeffekte	 und	 erschweren	 durch	 hohe	
Grenzkosten	sowohl	für	Beschäftigte	als	auch	für	Unternehmen	systematisch	Übergänge	in	
sozialversicherungspflichtige	Beschäftigung.	Die	Klebeeffekte	sind	besonders	ausgeprägt	für	
verheiratete	 Hausfrauen/-männer	 durch	 die	 Kombination	 der	 abgabenfreien	Minijobs	 mit	
der	abgeleiteten	Krankenversicherung	über	den/die	Partner/in	und	die	Steuervorteile	über	
das	 Ehegattensplitting.	Naturgemäß	gilt	 dies	 kaum	 für	 Schüler/innen	und	 Studierende,	 die	
Minijobs	meist	nur	bis	 zum	Ende	der	Ausbildung	ausüben.	 In	der	betrieblichen	Praxis	 sind	




gruppe	 legitimiert	 und	macht	 die	 Substitution	 sozialversicherungspflichtiger	 Beschäftigung	
durch	Minijobs	für	die	Unternehmen	finanziell	erst	attraktiv.		
Befragungen	von	geringfügig	Beschäftigten	zu	ihren	Arbeitszeitwünschen	belegen,	dass	viele	









tigten	nicht	 eigenständig	 sozial	 abgesichert	 und	erwerben	nur	minimale	 eigene	Rentenan-
sprüche.	Da	lange	nicht	alle	Minijobber/innen	über	eine/n	Partner/in	abgesichert	und	Part-
nerschaften	 nicht	 zwingend	 stabil	 sind,	müssen	 sie	 überdurchschnittlich	 häufig	 Leistungen	
der	 Grundsicherung	 in	 Anspruch	 nehmen	 und	 ihre	 Armutsquote	 ist	 in	 den	 letzten	 Jahren	















der	 68.	 Juristentag,	 der	 Deutsche	 Frauenrat,	 die	 Bertelsmann-Stiftung,	 das	 Institut	 für	 Ar-
beitsmarkt-	und	Berufsforschung	und	der	Deutsche	Gewerkschaftsbund	–	 kann	aus	diesen	
Gründen	 keine	 Rechtfertigung	 der	 Subvention	 dieser	 Beschäftigungsform	 erkennen.	 „Ziel	





















positive	 beschäftigungs-	 oder	 sozialpolitische	Wirkungen.	 Sichtbar	 sind	 allerdings	 poli-
tisch	sehr	durchsetzungsstarke	Sonderinteressen	in	der	Verteidigung	dieser	Subvention.	
Wir	empfehlen	eine	Abschaffung	der	abgabenfreien	Minijobs	als	Nebentätigkeit,	um	eine	





























die	 Beschäftigten,	 den	 Arbeitsmarkt	 und	 die	 Finanzierung	 der	 sozialen	 Sicherungssysteme	
und	 die	 vielfältigen	Argumente	 ganz	 unterschiedlicher	Gruppen	 und	 Institutionen	 für	 eine	
Abschaffung	der	geringfügigen	Beschäftigung	sind	hier	bereits	aufgezeigt	worden.		





Politik	wieder	 zu	 öffnen,	 schlagen	wir	 daher	 auch	 einen	Bestandsschutz	 für	 bereits	 beste-
hende	 geringfügige	 Beschäftigungsverhältnisse	 vor.	 Damit	 gäbe	 es	 zunächst	 keine	 „Verlie-
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